Anlage 48 zur GRDrs 861/2013
Stellenschaffung
zum Stellenplan 2014

	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),


Kostenstelle
	Amt
	BesGr.

oder
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	530 0301

53316000
	Gesundheitsamt
	A 14 
	Fachärztin/

Facharzt
	0,5
	--
	57.500 €


1
Antrag, Stellenausstattung

0,5 Fachärztin/-arzt für Kinder- und Jugendgesundheit in der Ärztlichen Beratungsstelle für chronisch kranke oder behinderte Kinder im Sachgebiet Kinder- und Jugendgesundheit des Gesundheitsamts.

2
Schaffungskriterien

Erweiterte Aufgabe, wonach chronisch kranke oder behinderte Kinder über die Integration in eine Regelkindertageseinrichtung hinaus das Recht auf eine gemeinsame Schulbildung haben (UN-Behindertenrechtskonvention). Dadurch ist bei der gutachterlichen Tätigkeit (§ 53 Sozialgesetzbuch XII) eine erhebliche Arbeitsvermehrung entstanden. Hinzu kommt, dass das Integrationsverfahren in den letzten Jahren bei Eltern und Einrichtungen bekannter geworden ist und vermehrt in Anspruch genommen wird.

3
Bedarf

3.1 Anlass

Inklusion bedeutet dem Familienhandbuch des Staatsinstituts für Frühpädagogik (IFP) zufolge, „die konsequente Weiterführung von Integration“. Während der Begriff Integration nahe legt, darunter das Hereinnehmen eines Kindes in ein bestehendes System zu verstehen, ohne das System substantiell zu verändern, geht Inklusion davon aus, dass das Recht aller Kinder auf gemeinsame Bildung und Erziehung nur durch einen umfassenden Reformprozess zu realisieren ist. Schulen wie Kindertagesstätten müssen so ausgestattet werden, dass sie kein Kind aussondern. Alle – Kinder, Jugendliche, Pädagoginnen und Pädagogen, Eltern, Verwaltung, Politik – tragen dazu bei, dass Inklusion gelingt. Kinder mit Behinderung haben also das Recht, so zu leben, wie Kinder ohne Behinderung (vgl. Artikel 7 der UN-Behindertenrechtskonvention).
Durch die Beratung und gutachterliche Tätigkeit trägt das Gesundheitsamt dazu bei, dass Kinder mit chronischer Erkrankung und/oder Behinderung das ihnen zustehende Recht auf Teilhabe an (Schul-)Bildung erhalten.
Mit GRDrs 277/1998 wurde das Verfahren der Integration behinderter Kinder in Tageseinrichtungen ausführlich dargestellt. Mit GRDrs 394/2004 wurde über die Umsetzung des geänderten Hilfeplanverfahrens berichtet. Bereits bei diesem Bericht wurde deutlich, dass die Zahl der Integrationsverfahren kontinuierlich ansteigt. Dieser Trend setzt sich anhaltend fort. Dies bedeutet, dass die Ärztliche Beratungsstelle bereits seit Jahren einen erheblichen Mehrbedarf an ärztlichen Ressourcen für Einschulungsuntersuchungen und für die erforderlichen Begutachtungen für die Einleitung von Maßnahmen der Eingliederungshilfe hat (§ 91 Schulgesetz, Einschulungsuntersuchungsverordnung aus 2008, Einschulungsuntersuchungsverwaltungsvorschrift aus 2008).
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung
Zu den ärztlichen Aufgaben gehören v. a. amtsärztliche Untersuchungen und Gutachten, ärztliche Untersuchungen in Sonderschulen, Fachberatungen für Lehrer und Erzieher und Hilfeplangespräche mit Eltern, Lehrern, dem Sozialamt, dem Schulverwaltungsamt und anderen.
Die Ärztliche Beratungsstelle für Kinder mit chronischer Erkrankung oder Behinderung hat 1,5 Arztstellen zur Verfügung. Durch die Fallzahlensteigerung kann die Beratungsstelle künftig ihre Aufgaben in der bisherigen Qualität nur dann wahrnehmen, wenn das ärztliche Personal um mindestens 0,5 Stelle aufgestockt wird. Zur Überbrückung des personellen Engpasses wurden 2012 zwei ausgeschiedene Kinderärztinnen auf Honorarbasis beschäftigt. 
Fallzahlen
Gutachten im Rahmen §53 SGB XII für die Eingliederungshilfe

2010:

  87 Gutachten
Anstieg der Gutachten
2011:

137 Gutachten
von 2010 auf 2011 um 57,5 %
2012:

187 Gutachten
von 2011 auf 2012 um 36,5 %
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Die ganzheitliche Beratung bei der Integration und Inklusion von chronisch kranken oder behinderten Kindern erfordert einen interdisziplinären Ansatz. Dieser wäre bei Ablehnung der Stellenschaffungen kaum noch zu erfüllen. Es besteht die Gefahr, dass die Eingliederungsmaßnahmen, gesetzlicher Auftrag gemäß §§ 53, 58 SGB XII, nicht mehr zeitnah und dem Bedarf entsprechend eingeleitet werden können, weil sich vor allem die Wartezeiten für Gutachten um mehrere Monate verlängern. 

Durch die zunehmend frühe Unterbringung der Kinder in Kindertageseinrichtungen werden die Gutachtenaufträge für chronisch kranke und/oder behinderte Kinder weiter steigen. Auch der zurzeit noch nicht endgültig abschätzbare Bedarf an ärztlicher Beratung der Einrichtungen wächst, da diese bisher kaum Erfahrungen im Umgang mit chronisch kranken oder behinderten Kindern haben.
4
Stellenvermerke

keine
